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Zum Ableben Dr. Kaempfs
idstelegramme des Kaiſers, des Königs von Bayernfiderelen und Hindenburgs

27. Mai. Anläßlich des Hinſcheidens des
äſidenten des Reichstages Dr. Kaempf, ſind beim
epräſidenten Dove folgende Telegramme eingegangen:
von Sr. Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer und
önig:

„Die Meldung von dem Hinſcheiden des hochverehrten
gräſbenten. des Reichstages Wirklichen Geheimen Rates
t. Kaempf empfing ich mit lebhafter Teilnahme. Das Hin
ſcheiden dieſes vortrefflichen Mannes, welcher ſeine Arbeit, ſo
jange ihm Gott Kraft gab, dem Vaterlande weihte, bedeutet für
den Reichstag und weit darüber hinaus einen herben Verluſt.
Seine Verdienſte werden unvergeſſen ſein.“

Von Sr. Majeſtät dem König von Bavern:
„Dem Präſidium des deutſchen Reichstages ſpreche ich an

täßlich des ſchweren Verluſtes, den der Reichstag durch den
deimgang ſeines hochverdienten Präſidenten Dr. Kaempf er-
ütten hat, mein herzliches Beileid aus.“

Von Generalfeldmarſchall von Hindenburg:
„Die Nachricht von dem Hinſcheiden Sr. Exzellenz des von

nir aufrichtig verehrten Herrn Reichstagspräſidenten bewegte
mich tief. Zurückblickend auf ein arbeits und ſegensreiches
geben hat er, auf die Fülle ſeiner Erfahrungen und die ihm

en Würde geſtützt, die Verhandlungen des Reichstages
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r Gemeith d der jetzigen ſchweren aber auch großen Zeit ſicher ge
hieſigen ſeitet und ſich damit um die Löſung der vom Reichstag im

Pochteiw Kriege bewältigten Aufgaben hohes Verdienſt erworben. Jch
bitte, dem Reichstag den Ausdeuck meiner warmen Teilnahmedevorftand gütigſt übermitteln zu wollen.“

e bayriſche Abgeordnetenkammer zum Ableben

n Dr. Kaempfs
I WMünchen, 27. Mai. Zu Beginn der heutigen Sitzung

Anpflarzu her Abgeordnetenkammer gedachte Präſident Dr. Fuchs
terante n herzlichen Worten der Anteilnahme des Hinſcheidens des
ſert wi eichstagspräſidenten Dr. Kaempff, der in ſchwerer Zeit,

MReon allen geſchätzt, die Verhandlungen des Reichstages
leitete

Allerlei aus Kiew
Kiew, 26. Mai. Der Miniſterrat genehmigte den Entwurf

des Landwirtſchaftsminiſters betreffend die Reali ſierung
der diesjährigen Ernte, die ſogenannten Ausführungs-
beſtimmungen zum Erlaß Eichhorn. Die Zeitungen ver-
jffentlichen heute den Entwurf eines proviſoriſchen Geſetzes über
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ltze.
die Regelung des Landverkaufs innerhalb des ukraini

auf. Räääen Staatsgebiets. Bei den ukrainiſch- ruſſi
chen von ihen Verhandlungen in der geſtrigen Abendſitzung wurde
bieſiger d die Erörterung der Waffenſtillſtands Verhand

lungen nicht beendet. Radowski erhob Einſpru ch gegen
tags 10 die vorgeſchlagene Demerkationslinie, die den augenblicklichen
n vetann h wiltäriſchen Stellungen nicht entſpreche und angeblich dutzende
elend veit en neuen Landkreiſen erfaſſe. Gerüchtweiſe verlautet, Varon

Steinheil, Mitglied der Erſten Duma in Kiew, ſei zum
ukrainiſchen Geſandten in Berlin ernannt.

Rach einem Roſtower Telegramm in der „Rabotſchja Shin“
i das Donminiſterinm, wie folgt gebildet: Miniſterpräſident:
Generalmajor Bogajewski, Verweſer des Auswärtigen,
Lrieg und Marine: Generalmajor Denirow, Finanzen:
Lorſchenewski, Handel und Jnduſtrie: der bekannte
Roſtower ſiberale Großinduſtrielle Peramonow, Unterricht:
Swetoſarorow, Juſtiz: Sacharow, Wegebau: Jngenieur
Larslin, Jnneres: Janow, Landwirtſchaft: Semenow;

gerüchtweiſe verlautet, daß Trotzki und der Kommiſſcr für
RFationalitätenfragen Stalin demnächſt in Kiew eintreffen.
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5n's Rußland und die Schweiz
b Vern, 27. Mai. (S. T. A) Bundespräſident
eugnise i Lalonder empſieg den Chef der kürzlich in der Schweiz

ängetroffenen diplomatiſchen Vertretung der
ruſſiſchen Sowjet- Republik Jean Berzin
in Audienz. Wie verlantet, werden die Schweizer Behörden
mit den diplomatiſchen Vertretern der Sowjetrepublik tat
hliche Beziehungen aufnehmen. wie denn auch be

reits die ſchweizeriſche Geſandtſchaſt in Petersburg mit der
wjetregierung tatſächliche Beziehungen unterhält. Die

ufnahme ſolcher nichtoffizieller Beziehungen liegt im
ntereſſe der in Rußland lebenden Schweizer ſowohl als
auch im Intereſſe der in der Schweiz lebenden Ruſſen,

t Lage bekanntlich äußerſt bedenklich iſt. Berzin
ob im Bundesrat die Verſicherung ab, daß ſowohl er, wie

Kie Ritglieder ſeiner Miſſion ſich ganz ſelbſtverſtändlich
jeder volitiſchen marimaliſtiſchen Propaganda in der

n
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Dienstag, 28. Mai

Abendbericht des Großen Hauptquartiers
Berlin, 27. Mai, abends. (Amtlich.) Jn den

Kampfabſchnitten in Flandern und an der Lys, auf
dem Schlachtfelde zu beiden Seiten der Somme und an
der Avre haben ſich die Artilleriekämpfe ver
ſchärft.

Südlich von Laon iſt ſeit heute früh die Schlacht
um den Chemin des Dames im Gange. Die Trup-
pen des dentſchen Kronprinzen haben den Berg-
rücken in ſeiner ganzen Ausdehnung erſtürmt und
ſtehen im Kampf an der Aisne.

der öſterreichiſche Generalſtabsbericht

Wien, 27. Mai. Amtlich wird verlautbart:
Jm Anſchluß an die Erkundungs- Unternehmungen des

25. Mai griffen die Jtaliener geſtern mit mehreren Alpini-
Bataillonen unterſtützt durch ſchwerſtes Artillerie und
Minenfeuer unſere Stellungen füdlich des Tonale-
Paſſes en. Ein kleiner Teil unſerer Linie wurde etwes
zurückgedrückt; ſodenn wurde das weitere Vordringen des
Gegners verhindert.

Der Chef des Generalſtabes.

qm

Rätſelhafte Krankheitserſcheinungen in Spanien
Der König, der Miniſterpräſident und die Miniſter erkrankt.

Madrid 27. Mai. (Reuter.) Der König, der Mi
niſter präſident und die anderen Miniſter ſind unter
rätſelhaften Erſcheinungen an einer Krankheit erkrankt, die
ſich über ganz Spanien verbreitet und die 30 Prozent der
Bevölkerung befallen hat. Die Krankheit wird nicht als ernſt
angeſehen,

Die Beſchießung des Pariſer Bezirks
Genf, 27. Mai. (Havas.) Die Belchießung die 8

Pariſer Bezirks durch das weittragende Geſchütz iſt heute
früh 6 Uhr wieder aufgenommen worden.

Die ſinnloſe BVeſchießung von Laon
Berlin, 27. Mai. Die ſinnloſe Beſchießung von

Laon nahm in den letzten Tagen wieder erheblich zu. Durch-
ſchnittlich fielen in den letzten Tagen ſeit 20. Mai 200
Granaten auf Laon und in ſeine Vorſtädte. Beſonders
ſtark war trotz des regneriſchen Wetters die Beſchießung am
24. Mai. Die Vorſtädte ſind nur noch Trümmer. Die Ober-
ſtadt verfällt immer mehr. Die verängſtigten Bewohner, unter
denen die Beſchießung täglich Opfer fordert, können ſich aus
ihren Kellern nicht mehr herauswagen. Es iſt, wenn die Be
ſchießung andauert, nur eine Frage der Zeit, wann die noch
erhaltenen Teile von Laon mit allen Kirchen und Baudenkmälern
ein Raub der Flammen werden.

Die Alliierten und Rußland
London, 26. Mai. Reuter. Die Blätter melden aus

Waſhington: Die Alliierten und die Vereinigten
Staaten haben ſich über eine Politik des Nicht
eingreifens in Rußland geeinigt. Gleichzeitig bieten
ſie Rußland Zufuhren und jede mögliche Hilfe an.
Für den Augenblick wird alſo kein Eingreifen ſtattfinden. Eng
land und die Vereinigten Staaten haben der japaniſchen
Regierung mitgeteilt, daß ihr neuer Kurs nicht von einem Ver-
dacht gegen Japan eingegeben ſei, ſondern daß es ſich dabei nur
um eine politiſche Frage handelt.

Der finniſche Verfaſſungsanusſchuß für die
Einjührung der Monarchie

Stockholm, 27. Mai. Wie „Svenska Dagbladet“ aus
Helſingfors erfährt, trat die Leitung der ſchwedi ſchen
Volkspartei in einer während der Pfingſtfeiertage abge
haltenen Verſammlung einſtimmig für die Monarchie ein.
Außerdem forderte ſie die kantonale Selbſtregierung
für natürliche Gebietseinheiten mit eigenen Landtingen. Jn
Bezug auf das fin niſche Heer verlangt die ſchwediſche Volks
partei die Aufſtellung ſchwediſcher Einheiten, womöglich mit
ſchwediſcher Kommandoſprache. Der finniſche V er
faſſungsausſchuß hat ſich mit einer Mehrheit von einer
Stimme für die Einführung der Monarchie erklärt.
Das aus Deutſchland zurückgekehrte finniſche Jägerbataillon
propagiert die einheitliche Durchführung des deutſchen Militär
fyſtems.
Murmanbahn finden

Deutſchland ſtatt.

Ueber das Eingreifen Englands und Frankreichs an der
Verhandlungen zwiſchen Rußland und

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, HalleSaale
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Die gefahrvolle Lage der Verbandsmächte
(Von unſerem militäriſchen Mitarbeiter.)

Das blutige Ringen an der Weſtfront geht weiter.
Die Deutſchen haben ihre erſten Ziele durchaus erreicht:
den ſtarren Grabenkrieg in den Bewegungskrieg über-
zuleiten, in welchem die feindliche, mindeſtens die engliſche
Heeresleitung verſagen muß; die ſtrategiſchen Reſerven
des Feindes ſo zu binden, daß ſie ihren Zweck, im geeig
neten Augenblick an der geeigneten Stelle zu einem macht-
vollen Gegenſtoße verwendet zu werden, nicht erfüllen
können. Auch die gegneriſche Partei hat dabei eine doppelte
Aufgabe. Sie muß die Angriffsſtöße dadurch parieren, daß
fie den Vormarſch aufhält und die eigenen ſtrategiſchen
Reſerven nicht aus der Hand gibt. Die Engländer und
Franzoſen rühmen ſich, den Vormarſch zum Stillſtand ge-
bracht zu haben. Mit welchem Rechte, wird die Zukunft
lehren. Ein unwiderſtehliches Vorwärtsſtürmen, wie es die
Deutſchen in der erſten Zeit der großen Offenſive vollführt
haben, kann nur bis zu einer gewiſſen Grenze fortgeſetzt
werden. Die rückwärtigen Verbindungen dürſen nicht ab-
reißen. Dies zu verhindern, iſt um ſo ſchwieriger, je un-
günſtiger ſich das Gelände für die Heranbringung des Nach-
ſchubes erweiſt. Ebenſo behaupten die Gegner, Deutſchland
habe ſein Ziel, Durchbruch und völlige Auflöſung der Front,
nicht erreicht. Hier unterſtellen Engländer und Franzoſen
der deutſchen Heeresleitung Abſichten, wie ſie ſelbſt brauchen
um ihre Niederlagen zu verſchleiern. Die von feindlicher
Seite behaupteten Ziele können nicht die Ziele der Deutſchen
geweſen ſein, ſonſt hätte wohl Kavallerie bereitgeſtellt ſein
müſſen, die nach dem Durchbruch die Auflöſung der Front
durchführt. Tatſächlich war keine da, nicht etwa, weil es an
Kavallerie mangelte, ſondern weil ſie eben nicht gebraucht
wurde. Die Franzoſen werden ſich noch davon überzeugen
können, daß im geeigneten Augenblick Kavalleriemaſſen zur
Stelle ſein werden.

Der erſte deutſche Vorſtoß gegen Amiens mit der gleich
zeitigen Bedrohung von Paris ſchlug zwei engliſche Armeen
faſt bis zur Vernichtung und brachte den Franzoſen der
ärtige Verluſte bei, daß ſich General Foch gezwungen ſah,
bedeutende, auf 500 000 Mann geſchätzte Teile ſeiner Armee-
reſerven in die Breſche zu werfen. Mit dieſen konnte er wohl
den zähen Widerſtand bedeutend verſtärken. Aber mit der
reinen Verteidigung kann man keinen Sieg erringen. Dazu
gehört der Gegenſtoß, und zu dieſem reichen dieſe Reſerven
nicht ſofort aus. Jmmerhin wäre aber der Zeitpunkt nicht
fern geweſen, an dem Foch unter Zuſammenraffung aller
Kräfte in einer von ihm gewählten Richtung den Gegenſtoß
hätte anſetzen können. Da kam am H. April der unver-
mutete Einbruch in Flandern und zwang ihn, ſo große Teile
ſeiner Reſerven dorthin zu ſchicken, daß der Gegenſtoß un
möglich wurde. Die Lage der Deutſchen haben den Gegner
in Flandern vor die Wahl geſtellt, entweder die aller-
wichtigſten Frontabſchnitte aufzugeben und auf Dünkirchen
und Calais zurückzugehen oder ſich abſchnüren zu laſſen.
Ein Aufgeben der Ypernfront würde dos Anſehen der Eng-
länder faſt völlig vernichten. Daher ſcheint ſich General
Haig entſchloſſen zu haben, um keinen Preis zurückzugehen.
Die Folge iſt. daß General Foch ſich wiederum gezwungen
ſieht, große Teile ſeiner Armeereſerven anders, als er beab-
ſichtigt, zu verwenden. Aber das iſt offenbar das, was die
deutſche Heeresleitung beabſichtigt hat. Geſchloſſen konnten
die feindlichen Heeresmafſen ſehr gefährlich werden, zer-
ſplittert ſind ſie nicht mehr zu fürchten. Es gibt außerdem
noch ſo viele Stellen der Weſtfront, die zu einem weiteren
Einbrechen reizen könnten. Wo wird der nächſte deutſche An-
griff erfolgen, iſt die bange Frage, die ſich General Foch
jeden Tag vorlegen muß und auch vorlegt. Wenn dann bald
an den alten, bald an neuen Stellen ein deutſcher Angriff
erfolgt, ſo dürfte Foch bei dem Herumwerfen ſeiner Re
ſerven ſchließlich doch der Atem ausgehen, oder er kommt an
irgendeiner Stelle endgültig zu ſpät. Mit Recht ſagt daher
eine neutrale Stimme: „Es iſt ein neuer Trugſchluß, dem
ſich die Franzoſen und Engländer hingeben, wenn ſie ans
dem unzweifelhaft hervorragenden Geſchick, mit dem die
bisherigen Stöße pariert werden, und daraus, daß auch an
der neuen Einbruchsſtelle eine Pauſe im Vorrücken einge-
treten iſt, ſchließen, die Gefahr ſei beſchworen. So lange der
Angreifer Ort und Zeitpunkt ſeiner Vorſtöße frei wählen
kann, wie bis jetzt, und ſo lange ihm jeder dieſer über-
raſchenden Angriffe nicht nur taktiſche, ſondern auch ſtra-
tegiſche Gewinne ſo bedenkender Art bringt, wie die bis-
berigen, iſt die Gefahr nicht nur nicht beſchworen, ſondern
wächſt von Tag zu Tag.“
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Deutſchland und Kuſtralien
in der Südſee

Kurz nach Ausbruch des Krieges hat Grey ein Wort ge
prägt, das treffend beweiſt, wie wenig man auch in England
damals die kolonialpolitiſchen Auswirkungen eines länge-
ren Krieges einzuſchatzen wußte, Damals erklärte er: „Fürden Zuſammenhang mit den Kolonien wird ein Jahr Krieg
mehr tun, als hundert Friedensiahre vermöchten.“ Jn den
zwei erſten Jahren des Krieges hatte es den Anſchein, als
wenn ſich dieſes Wort reſtlos bewahrheiten ſollte. Wie zur
Zeit des Burenkrieges die Nöte des Mutterlandes im Sinne
eines nationalen Aufſchwunges in Auſtralien und Kanada
wirkten, ſo einte dieſer Krieg das Geſamtimperium in un
geahnter Weiſe und überbrückte Jntereſſengegenſätze, die un
vereinbar ſchienen.

Dann aber wirkten wirtſchaftliche und politiſche Son
derintereſſen der Vomtnien nur zu bald ernüchternd. Das
Band zwiſchen Mutterland und Kolonien reagierte ſchon bei
der Frage der Einführung der Militärpflicht mit einer ge-
wiſſen Feſtigkeitsentſpannung, und heute, wo in Quebec
und Montreal der Widerſtand der Kanadier gegen die

Dienſtpflicht ſich in Schießereien Luft macht, wo die wirt
ſchaftlichen Schwierigkeiten Südafrikas wieder eine natio-
nale Trennung zwiſchen Buren- und Engländertum hervor-
zurufen ſcheinen, dürfte ſelbſt der optimiſtiſchſte engliſche
Staatsmann kaum den Mut haben, in camera das Wort
SBreys zu wiederholen.

Eine Sonderſtellung in dieſer Hinſicht nehmen
Auſtralien und Neuſeeland ein, die mit Rückſicht auf tat
ſächliche oder eingebildete Gefahren Japan ſchon
immer dazu neigten, die geſamte engliſche Politik echt
kolonial aus ihrer ſpezifiſchen auſtraliſchen Perſpektive zu
betrachten. Als der Krieg ausbrach, war mit einem Schlag
die ſonſt als ewiges Schreckgeſpenſt wirkende japaniſche Ge
fahr vergeſſen, und alte Schlagworte, die z. T. bereits aus
der Zeit ſtammten, als Deutſchland ſich in der Südſee feſt
ſetzte und damit wie ein rotes Tuch auf die auſtraliſchen
Politiker wirkte, wurde hervorgeholt, um die Maſſen gegen
den deutſchen Nachbarn mobil zu machen. Die leichten
Siege gegen die deutſchen Südſeekolonien entfachten das
Kraftmeiergefühl, und ſo entwickelte ſich hier ein Chau-
vinismus, wie er eben nur auf kolonialem Boden, der den
Krieg nicht ſpürte, und mit hiſtoriſchen Traditionen nicht
belaſtet iſt, gedeihen konnte.

Die ſange Dauer des Krieges hat allerdings auch hier
abkühlend gewirkt. Kaum eine engliſche Kolonie hat ſolche
Blutopfer gebracht wie Auſtrolien. Das „Allgemeen Han-
delsblad“ gab neulich an, daß die Verluſte der Auſtralier ſich
bisher auf 229 000 Mann, darunter allein 43 000 Tote be
liefen, bei einer Bevölkerungsziffer von kaum 5 Millionen
Menſchen alſo geradezu ein ungeheures Verhältnis. Ge
rade dieſe Rieſenopfer an Blut ſind es auch wohl geweſen, die
die Bevölkerung vor ſechs Monaten den Antrag auf Ein

der allgemeinen Wehrpflicht rundweg ablehnen
en.
Jn England hat man dieſe Ablehnung ſcheinbar

brompt mit der Erklärung erwidert, daß unter ſolchen Um
ſtänden keine Gewähr für die Nichtrückgabe der Südſee-
beſitzungen an Deutſchland übernommen werden könne.
Daß dieſe Erklärung in recht bündiger Form erfolgt ſein
muß, geht aus der Tatſache hervor, daß in den letzten Mo
naten kaum eine Woche vergangen iſt, in der nicht Reuter
von Proteſtverſammlungen in Auſtralien und Neuſeeland
zu berichten wußte, in denen führende Politiker und Be
amte unter Anwendung ſchwärzeſter Farben die Gefahren
ſchilderten, die für die Freiheit und Sicherheit des Angel-
ſachſentums aus einer Rückgabe der deutſchen Kolonien ent
ſtehen müßten. Und in London ſelbſt bohren die „General
agents* der einzelnen auſtraliſchen Bundesſtaaten ſelbſt
unter den Gewerkſchaften, die erſt kürzlich eine von den
General Agent für Tasmanien vorgeſchlagene Reſolution
annahmen, die die Rückgabe der deutſchen Kolonien für eine
Vefahr für das britiſche Reich erklärte.

Andererſeits ſcheinen auch die Vorſtellungen und
Drohungen der Londoner Regierung nicht ohne Erfolg ge
blieben zu ſein, denn unter dem Einfluß der engliſchen
Niederlagen im Weſten haben die auſtraliſchen Arbeiter,
alſo die ſchärfſten Gegner der Wehrpflicht, ſich bereit er
klärt, an einer von dem Generalgouverneur Auſtraliens
demnächſt einzuberufenden Konferenz teilzunehmen, die die
Verſtärkung der auſtraliſchen Truppen in Europa zum
Gegenſtand hat.

Die Sachlage beweiſt jedenfalls, daß das Schickſal
unſerer Südſeebeſitzungen doch nicht ſo ſchnell und leicht
entſchieden iſt, als es ſich die Herren in Sidney und Mel
bourne vorgeſtellt hatten.

Gründung einer freien Hochſchule für Handel,
Jnduſtrie und allgemeine Volksbildung

Nürnberg, 27. Mai. Jn gemeinſamer Sitzung be
ſchloſſen heute die ſtädtiſchen Kollegien die Gründung
einer freien Hochſchule für Handel, Jn-
duſtrie und allgemeine Volksbildung und
bewilligten zu dieſem Zweck einſtimmig den Betrag von
einer Million Mark, wozu noch 645 000 Mark der
Stiftung von Nürnberger Bürgerkreiſen kommen. Hieran
ſchloß ſich im althiſtoriſchen großen Rathausſaal ein Feſtakt.
Kultusminiſter von Knilling verlas ein Handſchreiben
des Königs, in dem er der Stiftung Nürnbergs den
Namen „König Ludwig-Stiftung“ erteilt und der Stadt
ſeinen herzlichen Dank ausſpricht.

Das Befinden des Staatsſekretärs Dr. Solf
Berlin, 27. Mai. Das Befinden des Staatsſekretärs

Dr. Solf hat ſich inzwiſchen ſoweit gebeſſert, daß ſeine
Gattin, die bei ihm weilte, die Rückreiſe nach Deutſchland
antreten konnte. Mit der völligen Wiederherſtellung des
Staatsſekretärs und ſeiner Rückkehr in den Dienſt wird für
Ende Juni gerechnet.

Die Weinausfuhr nach Schweden
Kopenhagen, 27. Mai. „vBerlingske Tidende“ meldet

aus Stockholm: Die Entente-Länder haben beſchloſſen, die
geſamte Weinausfuhr nach Schweden durch die
Stockholmer Aktien Geſellſchaft Stockholms Syſtem ſtatt
finden zu laſſen. Dieſe einflußreiche Geſellſchaft erhält
damit ein neues Monopol, das allem privaten Weinhandel

Zur Vorgeſchichte des Abbruchs der diptomatiſchen
Beziehungen zwiſchen Mexiko und Kuba
Berlin, 27. Mai. (Amtlich.) Ueber die Vorgeſchichte des

Abbruchs der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen
Mexiko und Kuba wird uns von gutunterrichteter pri
vater Seite mitgeteilt:

Carranza, der Präſident des neuen Mexiko, hat ſich bisher
den Treibereien Wilſons gegenüber als ein feſter
Hort gerechter und wahrer Unparteilichkeit be-
währt. Er hat mit Kraft und Mut allen Einſchüchterungsver
ſuchen der Yankees ſtand gehalten. Von dieſem Geiſt zeigt eine
neue Verfügung, die ſeine Regierung unlängſt in betreff der
„ſchwarzen Liſten“ erlaſſen hat, um den Wühlereien der ameri-
kaniſchen Konſulatsvertreter behufs Ausſchaltung des deutſchen
Handels einen wirkſamen Damm entgegenzuſetzen. Die
mexikaniſche Regierung betont eingangs dieſer Ver-
fügung ausdrücklich, daß das Verhalten der Amerikaner,
wenn ihnen freie Hand gelaſſen würde, nicht nur eine Ver
letzung der mexikaniſchen Neutralität, ſondern
auch ein Eingriff in die Oberhoheit ber mexi-
kaniſchen Regierung im eigenen Lande bedeuten würde.
Darnach ſollten nach dem Geſetz vom 8. März die Kapitäne ſämt
licher Schiffe, welche amerikaniſche Häfen anlaufen, verpflichtet
ſein, alle Waren für Empfänger, die auf der nord amerikaniſchen
ſchwarzen Liſte ſtehen, an dieſe auszuliefern, auch wenn ihnen
dies von den nord amerikaniſchen Konſulatsvertretern unterſagt
wird, widrigenfalls der Kapitän eine Geldſtrafe von 50 Peſos
für jedes nichtausgelieferte Collo zu gewärtigen hat und ihm die
Weiterreiſe aus Mexiko verweigert werden würde.

Erweiterung des deutſch engliſchen Gefangenen
vertrags

London, 27. Mai. Das Reuterſche Bürv erfährt, daß die
engliſche Regierung beſchloſſen habe, Verhanda
lungen mit der deutſchen Regierung auf dem Wege
über Holland einzuleiten, um das jetzt beſtehende Ueberein
kommen wegen der Heimſchaffung oder Jnternierung
von Kriegs- und Zivilgefangenen zu erweitern.
Das Kriegskabinett hat heute in dieſer Richtung Beſchluß gefaßt.
Der Zeitpunkt dieſer Verhandlungen ſteht noch nicht feſt.

Tiroler Eirſpruch gegen italieniſche Wühlereien
Jnnsbruck, 27. Mai. Der Tiroler Landesausſchuß faßte

einſtimmig Beſchluß, in dem er erklärt. Der Landesausſchuß habe
mit Entrüſtung von dem Verhalten des Landeshauptmanns- Stell
vertreter Dr. Conci bei den Hochverrats-Verſamm-
lungen in Prag Kenntnis erhalten. Er bedauere es, einen
Mann, der ſeine Geſinnung in ſolcher Weiſe gekennzeichnet habe,
nicht aus der Mitte entfernen zu können. Auch der Mittelſtands-
bund für Tirol ſprach Dr. Conci aus dem gleichen Anlaß ſeine
Mißachtung aus.

Trieſt, 27. Mai. Der hieſige italieniſche politiſche Verein,
Aſſociazione Politica Adriatica, richtete an den Miniſterpräſi
denten von Seidler ein Telegramm, in dem dieſes Organ
der italieniſchen nationaliſtiſchen Partei der Stadt Trieſt lebhaft
gegen den vom Abgeordneten Conci bei den Prager Feſtlich-
keiten eingenommenen Standpunkt proteſtiert.

Eine Schweizer Stimme über die Bedeutung
des „Waffenbundes“

Jm „Berner Jntelligenzblatt“ vom 20. Mai
heißt es über die Nachricht vom Abſchluß des „Waffenbundes“
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn: Der Zeitpunkt,
der Charakter amd die Veröffentlichung des neuen Abkommens
zwiſchen Berlin und Wien haben neben ihrem vertvraglichen noch
einen politiſch-taktiſchen Augenblickszweck: der Vorgang bvildet
die zuſammengefaßte Antwort der beiden Mittelmächte auf die
Spaltungsverſuche der Gegner, auf die verſchiedenen Kaiſer
briefaffären, auf die Offenſive des „inneren Feindes“ in Oeſter
reich. Vor allen Dingen aber bedeutet er äußerlich die Krönung
der eingeſchlagenen poſitiven Kriegspolitik, die zwar von Berlin
ausgegangen iſt amd ihre ſtävkſten Stützen im Hauptquartier des
Weſtens hat, aber nach dem geſſcheiterten Friedensanſtrengungen
auch in der Donaumonarchie Oberwaſſer gewiarnen mußte. Die
vielen mißlungenen Friedensfühlungen, die von den Mittel
ſtoaten im Laufe dieſes Krieges ausgegangen ſigd, haben dort

und zwar nicht nur obem, ſondern auch im Volke zuſehends
alle Weichheit in Härte umgeſchmiedet. Der neue Zweibund be
deutet wohl die unerhörteſte politiſch-kriegeriſche Zuſammen
faſſung zweier Völker. Die Dauer des Bündniſſes wird mit
25 Jahren begeichnet. Nach außen Knnte der neue Zweibund,
wenn gewiſſe Widerſtände fielen, zu einem deutſchöſterreichi-
ſchen Zollverein werden.

Auch dem harmloſeſten Laien muß die Art auffallen, wie
ſich die Mittelmächte im Oſten einrichten, und daß ſie die ſchnur
geradeſten Wege zu den Zielen wählen, die ſie am erſtrebens
werteſten dünken. Es iſt eine allzu billige Betvachtungsweiſe,
dieſe Erſcheinung mit den Schlagwörtern der „Vergewaltigung“
und der „Annexionen“ abzutun. Man muß ſich heute vor
Augen halten, daß der Weltkrieg bereits über das Stadium
dieſer Begriffe hinaus iſt, daß jeder Kriegführende ſichts
des in die Ferne gerückten Endegebmiſſes beſtrebt iſt, ſich am
gegenwärtig Erreichten oder zu Erreichenden die augenblickliche
Garantie der Vorteile z ſchaffen. Dabei ſpielen völkerpſycho
logiſche und andere Motive mur inſofern noch eine Rolle, als ſie

ichneten Zwecke dienen. 7
er neue Zweibund iſt nichts anderes als das Bekenntnis

„Politik ums Ganze“, der Gegnerſchaft auf die Dauer, desKanbfes bis zum vollkommenen Untergang des Gegners

allerdings hervorgebracht durch dieſelbe Geſinnungsweiſe auf der
Gegenſeite. Nunmehr iſt die Möglichkeit gegeben, daß dieſer
Krieg ſich weiterhin als feindlicher Dauerzuſtand zwiſchen den
Weltwvölkern fortſetzt und konſolidiert, daß er militäriſch ſogar
u gewiſſen Zeiten an Bedeutung ganz eingeht, aber als Völkerben weiterſchleicht wie die Zeit des 80jährigen Krieges. Um

aber eine ſolche Epoche, auch wenn ſie J kurze
Zeit, vielleicht 2—-8 Jahre, dauern ſollte, zu überſtehen, bedürfen
die Staaten einer ungeheuren inneren Widerſt kraft und
Sammlung. Dieſe zu ſchaffen und nach außen zu dokumen-
tieren, war der Hauptzweck des deutſch öſterreichiſchungariſchen
Zweibundes vom 12. Mai 10918.

Holland und Amerika
Haang, 27. Mai. (Korr.-Büro.) Jn Beantwortung einer

Anfrage des Abg. van Veen über die Beſchlagnahme von
durch die niederländiſche Regierung in Amerika gekauften
Waffen und Patronen durch die amerikaniſche Regierung
hat der Kriegsminiſter geantwortet, nach den letzten Be-
richten habe noch keine Rückzahlung der Kauf-
ſumme ſtattgefunden. Der Grund hierfür liege
R tiich in Ueberlaſtung der amerikaniſchen Regierungs
ſtellen.

dem

Bulgariſcher Heeresbericht
Sofia, 27. Mai. Der Generalſtabsbericht vom 25. Mai

meldet von der mazedoniſchen Front: Jm Weſten und
im Norden von Bitoria war die Feuertätigkeit auf beiden Seiten
zeitweiſe heftiger. Am Dobropolje und ſüdlich von Huma ver
ſtärkte ſich die Tätigkeit der Artillerie auf Seiten des Feindes.
Oeſtlich von der Cerna lebhafte feindliche Lufttätigkeit. Feind-
liche I warfen Bomben auf eines unſerer Lazarette bei
dem Dorfe Nolnitza ab, das als Kagarett deutlich erkennbar war.

Ein Staatskommiſſar für das
Wohnungsweſen

Im Laufe des Krieges iſt wiederholt von den verſchieh
Seiten auf die außerordentliche w Wohnnſe
weſens gerade jüngſt iſt d.i der t n hateien betont und durch die Zuſtimmung zu einer ſtarken in
ziellen Beteiligung des Reiches an der Löſung dieſer Frage a
erkannt worden. Auch die Bundesregierungen wie die eng
regierung widmen den umfangreichen Aufgaben, die unz
dem Kriege auf dem Gebiete des Wohnungsweſens bevorſteheh

ridoch ein Schritt, der eine weſentliche Förderung u
i

weniger
um der R werwaltu

und der Landwirtſchaft, das Handels und ſchließlich a

das F tnicht dazu beitragen konnte, die der Regierung
aller Anerkennung der Notwendigkeit von Reformen zu Frder
und daß ſie auch nicht geeignet war, eine raſche und entſchieder
Durchführung von Verbeſſerungs rſchlägen zu gewährleſſer
liegt auf der Hand. Gerade dieſe Zerſplitterung bildete
Hauptgegenſtand von Klagen, denn ſie war mit das ſchünnte
Hindernis für entſcheidende Maßnahmen.

Der Krieg, der uns ſo manchen Fortſchritt auch auf organ
fatoriſchem Gebiete gebracht hat, freilich neben manchen Mi
griffen und vor allem neben einer allzu weitgehenden v
regiererei ſoll nun auch hier Wandel ſchaffen. Durch eine
Allerhöchſte Kabinettsorder vom 17. Mai iſt die Bearbeitu
aller Angelegenheiten des Wohnungsweſens in Preußen eiter
beſonderen Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen über
tragen worden, der unmittelbar dem Miniſterpräſidenten unter
ſtellt iſt. Das Baupolizeiweſen, der Kleintwwohnungsbau, die
Baugenoſſenſchaften, die ſtädtiſchen Siedlungsgeſellſchaften,
alle ſozial- und bevölkerungspolitiſchen Maßnahmen auf dieſen
Gebiete ſollen in Zukunft von dem Staatskommiſſar bearbeitet
werden. Der halbamtliche Kommentar zu der Allerhöchſten
Kabinettsorder betonte zwar in erſter Linie ein „ſchnelles, r im An

wolles und erfolgreiches Vorgehen gegen die Gefahr einer Tnungsnot“, aber aus dem Umfange der Zuſtändigkeiten, die
Staatskommiſſar zugewieſen werden, geht hervor, daß ſeine Au ne meine
gabe damit noch lange nicht erſchöpft iſt, ſondern ein plan- einer

Zuſammenfaſſen aller einſchlägigen Arbeiten bech, e oße S

ichtigt iſt. le greWir können dieſes Vorgehen nur gutheißen. Hoffen inger
erfüllen ſich nun aber auch die Erwartungen, die an dieſe Ree bei Merſ
rung geknüpft werden. Es iſt wahrlich hoch an der Zeit, daß die R ahren die
Wohnungsfrage energiſch in Angriff genommen wird. Alz u Tonnen
Staatskommiſſar iſt der bisherige Unterſtaatsſekretär im W ſind n
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, Wirklicher Geheimer da Shelebege
Dr. Freiherr v. Coels v. d. Brügghen berufen worden, der ſich erlich. D
ſchon bisher mit den Fragen und Arbeiten auf dem Gebiete de nſchlagt u
Wohnungsweſens befaßte und dem manche Anregung und Für re mit
derung zu verdanken iſt. Es iſt ein ſchweres Aunt, das der neue dienende
Staatskommiſſar übernimmt, möge es ſich zu einem ſogen. c

reichen geſtalten Auf Anfrg mit, daß

Schule und WBevölkerungspolitik irfte. La
er die Rent

Die Deutſche Geſellſchaft für Bevölkerungspolitit, vo en. Geh
ſitzender Prof. Dr. Seeberg, hat am den preußiſchen Kultu- h die Verzi
miniſter folgende Eingabe gerichtet: Staat un

„Ew. Exzellenz Aufmerkſamkeit bitten wir auf die Tatſ der Hauptrichten zu en daß die Leſeſtücke der Schulleſebücher c hiffe bis ar
in bemerkenswertem Maße geſunden, bevölkerunzspolitiſchen Mann Brau
Anſchauungen entgegenzuwirken geeignet ſein dürften, indem ſie deutung de
die Pflege des Familienſinnes nicht nur ve läſſigen, ſondern h ſpäteren J
derſelben g3 häufig entgegenwirken. Wir atten uns Er. M teldeutſchle
Exzellenz Aufmerkſamkeit auf eine begügliche Unterſuchung zu teldeutſche
lenken, deren Engebnis in dem verdienſtvollen Werke von Martin iſſerwege he
Faßbender „Des deutſchen Volkes Wille zum Leben“ wieder Erſter Bi
gegeben iſt, und welche in der Anlage wir uns in Abſchrift z h die Brautüberreichen geſtatten. Ew. Exzellenz bitten wir, eine Durch im des Mit
der im Schulunterricht verwendeten Leſebücher unter vorſtehen eten ſei, e
dem Geſichtspunkte hochgeneigteſt veranlaſſen und dabei ein o ſächſiſche
Ausmerzung der den bevölkerungspolitiſchen Zielen entgege t den Kar
ſtehenden Stücke und deren Erſetzung durch andere, alſo eine Nu Linienft
Durcharbeitung der Schulbücher unter dem Geſichtspunlt der men. Aus
Anregung geſunden, bevölkerungspolitiſchen Wollens anordnen rung im Hie
zu wollen. Gleichzeitig bitten wir Ew. Exgzellenz, entſprechend führung
einer in demſelben Werke von Faßbender gegebenen Anregung Winſchenswer
die Schaffung eines Fonds herbeiführen zu wollen, aus welchem Elbſchiffak
die Mittel für volkspädagogiſche Beeinfluſſung der Bevölkerung u g ſind.

genommen werden können. hung eineWir denken dabei insbeſondere an künſtleriſche Einwirkung d Zeichnun
durch gute, preiswerte Bilder, weiter an eine Durchſicht unſerer
Literatur behufs Auswahl ſolcher unterhaltender Schriften
welche geeignet ſind, den den Foamilienſinn
umd das r für er c rn hzu pflegen und zu ern. i e ieſe AngeleZeit e erbdaen mit den von für Bevölke i
rungspolitik des preußiſchen Abgeordnetenhauſes beantragen.

Da

Maßnahmen Beſchaffung von Hausrat fördern, wie es don W in hein ehe e usſicht genommen iſt. Vor W
Endlich ſcheint es uns wichtig, daß die 2eh geren erneut Wreitet ein

auf die Papiernot hingewieſen werden. könnten ſie gdanzuge
Kinder in den Schulen vielmehr auf Schiefertafeln ſchreiben und es geſ
in den Heften könnte mehr Raum geſpart werden. Es werden nd Rat
immer wieder Klagen von Sltern laut, daß die Koſten für e Schn:
Schreibhefte ſich ſo außerordentlich ſteigern, daß das vom Stand e Seitentaj
punkte der Bevölkerungspolitik eine große Gefahr bedeutet. Da tit

fertiger, F

v. Schüßler I rDer General Georg v. Schüßler, der vor kurzem den der faß
Orden Pour le mérite empfangen hat, iſt geboren zu Berln W hinten e
am 22. Juni 1881 als Sohn des Generalmajors Otto von „vVieviel
Schüßler (geadelt am 6. November 1899) und der Olga „Veiß i
Freiin v. Strombeck. Er vermählte ſich zu Koblenz an Wiſn Bubl
29. September 1888 mit Anna v. Marées. welche zu Aachen Station
am 14. September 1904 verſtarb, und zum zweiten Male zu hie zu
Bremen am 1. Auguſt 1907 mit Lucie Perrignon de Fréne Da n
geboren zu Antwerpen am 26. Juni 1882. Die Familie W Piefer
ſtammt aus der Grafſchaft Mansfeld. Wappen: in Blau ein

4 Man hſilberner Schrägrechtsbalken, begleitet von 2 ſilbernen We
Halbmonden. Auf dem Helme: 3 Straußenfedern, 9 re 3
ſilberne zwiſchen zwei blauen. s n zu in

—2 berha tPour le mörite rBerlin, 27. Mai. Der „Reichsanzeiger“ veröffentlich e nach ſe
die Verleihung des Eichenlaubs zum Orden Vor wierigkeit
mérite an den General der Jnfanterie von Quaſt, Je üdi, um fi
ralmajor Hoefer, Oberſt Heye, des Ordens Pour dern man
mérite an Oberſt Hund rich, Oberſtleutnant Freiherrn glück
von Eſebeck, Oberſtleutnant Drechſel, u u er auf il
Brisken, Leutnant Drewing und den bayeriſ Endlich
Oberſten Ritter Mertz von Quirnheim. de
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r n Leipzig Merſeburg bis hinunter nach Bernbu

ſchen und Sächſiſchen Kanalkommiſſion

Entwickelung des

Saalebecken, Hochwaſſerabteilungen
werlich. Das Geſamtprojekt iſt auf 8735 Millionen Mark
ganſchlagt und zwar

ag mit, daß die Baugeit etwa 5—6

im des Mittellandkanals
treten ſei, ebenſo Sachſen- Anhalt und das Königreich Sachſen.
z ſächſiſche Miniſterium habe das preußiſche Miniſterium er

rung im Regierungsbezivk Magdeburg gehe hervor,

gummer 287. Jahrgang I. Halleſche Zeitung, Landeszeitung für die Provinz Sachſen, für Anhalt und Thüringen Diendtag, den Mai 7218

Provinz Sachſen und Umgebung
die Saale Kanaliſierung von Merſeburg

bis Bernburg
t. Merſeburg, 27. Mai.

von hier aus verſchiedene Vertreter der Staats
den Handelskammern und Städte eine Reiſe durch das

o biet bis unterhalb Bernburg zum Zwecke der BeſichtigungL die Saale-Kanaliſierung in Betvacht kom-
v Gebietes an. Vor Antritt der Reiſe verſammelten ſich

ren mit dem Unterausſchuſſe für die füdliche Linie desANendtanals unter der Führung der Herren Geh. Kom-
ſenrat Habenicht Leipzig und Geh. Regierungsrats

e mann Braunſchweig auf Einladung der Merſeburger
Lerwaltung im hieſigen Stadtverordneten-Sitzungsſaale.
Mrovinzialberwaltung war bei der Zuſammenkunft durch
gandeshauptmann Exzellenz von Wilmowski, die Kgl.

rung du den Regierungs und Landrat Haeſler und
ereisberwa tung durch den Stellvertretenden Landrat

or von Grone vertreten. Ferner ſah man den
zabgeordneten Landrat a. D. Generaldirektor Winckler.

Bürgermeiſter Her tzog Merſeburg wies in ſeinen
äßenden Worten darauf hin, daß es ſich bei der Beſprechung

m handelt, an Hand der vorliegenden Pläne ein kurzes Bild
n bekommen, wie ſich die vorgeſehene Kanaliſierung der

geen wird. Die Saale ſoll bekanntlich bis zur Einmündung
Nitellandkanals für größere Schiffe (600 Tonnen) ausgebaut

Der zu dieſem Zwecke gebildete Unterausſchuß der
hat durch die

Contag ein großzügiges Projekt ausarbeiten laſſen, zu
r Koſten die Stadt Merſeburg 4000 Mark beiſteuerte. Die
d kaufte auch zu Zwecken der Durchführung des Projektes
Rittergut Werder an, das mitten von dem Kanal durch
piten wird und auf dem eine große Hafenanläge vorge
Jen iſt.be Baurat Contag aus Berlin berichtete dann über

Gedankens eines einheitlichen Ausbaues der
e im Anſchluß an den Mittellandkanal. Es kommt eine
analiſterung in Frage. Die weue Schiffahrtsſtraße wird
gilometer kürzer wie die derzeitige Strecke. Sie lehnt ſi
allgemeinen an die gegebenen Stauverhältniſſe an, wobei

e kleinere Stauſtufen zuſammengelegt werden und eine
e große Stauſtufe angelegt werden muß. Das ganze Gebiet

in eine obere, mittlere, und untere Strecke (letztere das
„ſeburger Gebiet) eingeteilt und wird 11 S daruntere bei Merſeburg, erhalten. Die 180 Meter langen Schleuſen
wähten die Möglichkeit, daß ſie ſogar von Schiffen bis zu

Tonnen paſſiert werden können. Außer den Schleuſen-
ten ſind natürlich noch andere Neubauten, wie Seitenkanäle

und Brückenbauten er-

die obere Strecke mit 14 900 000 M., die
lere mit 12 100 000 M. und die namenklich dem Elbſchiffver
ſt dienende untere Merſeburger Strecke mit 1038 Millionen

Anfrage aus der Verſammlung teilte Baurat Con
ahre in Anſpruch nehmen

rſte. Lunbesrat Vot heMerſ, wünſchte Aufklärunger die Rentabilität der Karolanlage und ihre wictſchaftl ichen
ilgen. Geh. Kommeczienrat Habe nicht Leipzig erklärte,
die Verzinſung des Anlageprojekts geſichert ſein dürfte, ſo
Staat und Gemeinden kein Riſiko zu befürchten hätten, und
der Hauptvorteil vor allem in der direkten Fahrt der großen

ſiffe bis an die Städte liege. Geh. Regierungsrat Hage-
ann Braunſchweig erörterte dann die volkswirtſchaftliche
deutung der Schiffahrtsverbindung. Nun wird ſich beſonders
ſpäteren Jahrzehnten zeigen, wenn der Kohlenreichtum in
jteldeutſchland zu Ende geht und die Rohmaterialien für die
kteldeutſche Jnduſtrie aus anderen Gegenden auf dem billigen
eſſerwege hevangeſchafft twerden WBnnen.

Erſter Bürgermeiſter Hertzog Merſeburg gab bekannt,
ß die Braunſchweiger Regierung für die ſofortige Durchfüh-

in der Richtung der Südlinie ein

ht, den Kanal Leipzig- Merſeburg ohne Rückſicht auf die even
de Linienführung des Mittellandkanals ſofort in Angriff zu
hmen. Aus der Tatſache der Vorarbeiten für die Kanali-

die
führung der Pläne jetzt in greifbave Nähe gerückt iſt.

inſchenswert ſei, daß Oeſterreich jetzt ſeinen Widerſtand gegen
Ebſchiffahrtsabgaben, die für das hieſige Kanalſtück von

lang ſind, endlich aufgebe. Es erfolgte am Schluß der Be
ehung eine eingehende Beſichtigung der ausgelegten Pläne

d Zeichnungen.

Nachdruck vechboten.Da oben in Pommern
9 Roman von Horſt Bodemer
Ein heißer ſonniger Nachmittag!
Vor dem winzig kleinen hinterpommerſchen Bahnhofe
ſreitet ein großer eleganter Herr im leichten, ſchilffarbigen
gdanzuge mit langſamen Schritten auf und ab. Sein
ibſches, geſundes Geſicht iſt braun gebrannt, der ſtarke,
bnde Schnurrbart ſehr gepflegt. Er zieht die Uhr aus

Seitentaſche und macht dann ein ärgerliches Geſicht.
Da tritt der Bahnhofsvorſtand, der zugleich Güter-

ſfertiger, Fahrkartenausgeber und Streckenwärter iſt, aus
n Dienſtraum und legt grüßend die Hand an die Mütze.
Guten Tag, Herr Baron!“

Der faßt läſſig an die Krempe ſeines Jagdhutes, auf
m hinten ein Virkhahnſtoß wippte.

„vVieviel Verſpätung hat denn der Zug?“
Veiß ich nicht, Herr Baron! Wird wohl wieder ein
al in Bublitz feſtliegen; dort wird jetzt ſo viel verladen,

Station muß vergrößert werden, pünktlich kommt der
miſchte Zug ſchon ſeit Wochen nicht mehr!“
Da nimmt der Freiherr von Breitfeldt ſeinen Spazier
ing wieder auf.

Man hatte es hier wirklich nicht eilig! Fünfzehn
lometer weiter lag Pollnow, die Sackſtation. Ob das
ügel dort ne halbe oder ganze Stunde ſpäter einlief, hatte
nie zu ſagen, denn Anſchlüſſe waren nicht zu verpaſſen!
Kerhaupt, es iſt eine gemütliche Ecke dieſer Zipfel Pom
ne der zwiſchen Poſen und Weſtpreußen liegt. Man
nach ſeiner Faſſon, und wenn es mal pekuniäre
Wwierigkeiten zu überwinden gibt, raſt keiner gleich zum
en, um für alle Fälle ein Urteil in Händen zu haben,
pern man wartet hübſch. Auf die gute Ernte oder ſonſt

glücklichen Zufall, und die Leutchen ſind dabei
mer auf ihre Koſten gekommen!
endlich tönte aus dem Hohlweg der Pfiff der Loko

el Weiße Rauchſchwaden wälzten ſich langſam über
voldene Aehrenmeer, das auf die Schnitter wartete.
W hnaſar am auch das Zügel naher. Er Wagen mit

Das allgemeine Wahlrecht in den Herzogtümern
Koburg und Gotha

o. Aus Gotha wird uns geſchrieben: Dem einſchaftlichen Landtage der beiden Herzogtümer, welcher T 30. Mai

suſammentritt, liegt die Regierungsvorlage über eine Aende-
rung des Landtagswahlrechts und der Wahlordnung vor. Jn ſeiner letzten Tagung wählte der Landtag
eine ſiebengliedrige Kommiſſion zur Vorberatung. Nach dem
dem Landtage erſtatteten Bericht haben die Parteien in eingelnen
Fragen eine ſehr von einan abweichende Haltung einge
nommen. Die dem goöthaiſchen Landtage angehörenden agrari-
ſchen Abgeordneten beantragten, die Vorlage überhaupt abzu
lehnen. Die Hauptpunkte der Vorlage beſtehen in der Einfüh-
rung des direkten gegenüber dem jetzigen Wahlmänner-
Zcdehr arre s und in einer Erhöhung der Zahl der Ab-
gordneten. Weiber ſoll in den Städten Gotha, Koburg, Zella
und Mehlis die Verhältniswahl eingeführt werden, auch
ſollen die Städte infolge der Erhöhung der Mandate einen
rößeren Einfluß gewinnen. Während die Vorlage vorſieht, die
ahl der Gothaiſchen Abgeordneten von 19 auf 24 und die

Koburgiſchen von 11 auf 13 zu erhöhen, ſchlägt die Kommiſſion
nur eine Erhöhung auf 22 bzw. 12 vor. Die dem Koburgiſchen
Landtage angehörenden agrariſchen Abgeordneten ſind gegen
eine Aenderung der Zahl der Mandate. Die Verhältniswahl
will die Kommiſſion nur für die Städte Gotha, Zella und Mehliz
einführen, für Koburg aber ablehnen, da dort keine Jnduſtrie
anſäſſig iſt. Für die Wahlrerechtigung verlangt die Vorlage die
Erveichung des 25. Lebensjahres, den Beſitz der Staatsangehörig-
keit und Zahlung von Staatsſteuern. Die Sozialdemokraten
wollen das wahlfähige Alter auf 20 Jahre feſtſetzen und jeden
Reichs angehörigen wählen haſſen, der drei Monate Staats
ſteuern in einem der Herzogtümer gezahlt hat. Die Frei-
ſinnigen verlangen eine dreijährige Zugehörigkeit zu einem der
Herzogtümer. Die Mehrheit will das Wahlrecht ſchon bei einem
einjährigen Wohnſitz in einem der beiden Herzogtümer zu
geſtehen. Nur Feldzugteilnehmern und öffentlichen Beamben
gegenüber ſoll hiervon abgeſehen werden. Ueber die Ausſichten
der Vorlage läßt ſich nichts vorherſagen. Die agrariſchen Ab-
geordneten des Herzogtums Gotha lehnen jede Aenderung ab,
die Agrarier aus Koburg machen ihre Zuſtimmung davon ab-
hängig, daß eine Wahlkreiseinteilung vorgenommen wird, durch
welche das flache Land gegenüber den Städten bevorzugt wird.
Es iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß die Vorlage
überhaupt ſcheitert.

e. Bernburg, 26. Mai. (Die Sicherung der Obſt-
ernte) aus den ſtädtiſchen Plantagen für die einheimiſche Be
völkerung ſoll in dieſem Jahre neu geregelt werden, nachdem
keine der in den letzten Jahren angewendeten Methoden ſich be
währt hat. Auch der im letzten Jahre begangene Weg des Ab-
lieferungszwanges und der Verteilung durch die Großhändler
hat nicht befriedigt, weil man den Zwiſchengewinn des Groß-
händlers in dem kleinen Verſorgungsgebiet einer Stadtgemeinde
ür überflüſſig hält und außerdem glaubt, daß die Gefahr der

Abſchiebung von Obſt nach auswärts beim Großhändler nicht
geringer iſt als beim Pächter und Kleinhändler. Die Unzufrie-
denheit des Publikums wurde allerdings von den Pächtern ge
fliſſentlich genährt, die ſcheinbar gang vergeſſen hatten, daß ſie
ſelber auch unter anderen Verhältniſſen ihr Obſt zuvückhielten
und nachts wagenweiſe nach auswärts abſchoben. Vermutli
wird man nun verſuchen, die Großhändler auszuſchalten. O
aber der jetzt vorgeſchlagene Weg der Verteilung durch die
Stadtgemeinde ſelbſt gangbar ſein wird, iſt ſehr fraglich, weil
dem Magiſtrat dazu die Kräfte fehlen. Bisher hatte der Magi-
ſtrat übrigens in den Verträgen mit den Pächtern eine Kon
ventionalſtrafe vereinbart für den Fall der Zurückhaltung von
Obſt oder der Abſchiebung nach auswärts. Jn mehreren Fällen

er denn auch die Strafe verhängt, ſie aber rer wieder
auszahlen müſſen, weil das angerufene Gericht ſich ſeltſamer-

weiſe auf den Standpunkt ſtellte, daß dem Magiſtrat das Recht
der Verhängung von Konvemtionalſtrafen nicht zuſtehe. Auch
die Anrufung des Strafwichters hat in ſolchen Fällen nicht zu
einem Reſultat geführt. Um nun wenigſtens ein Mittel gegen
unredliche Pächter in der Hand zu haben, wird der Magiſtrat
von nun an bei jeder Obſtverpachtung die Stellung einer
Kaution verlangen

1. Genthin, 26. Mai. (Städtiſches. Dürftiges
Ergebnis.) Die Stadtverordneten ſetzten den Gaspreis für
Leucht- und Kochgas einheitlich auf 30 Lig für das Kubikmeter
feſt. Für Ehrenigeſchenke an die Hinterbliebenen von Kri
gefallenen wurde ein Betrag von 1000 Mk. bewilligt. Der P
iſtrat hatte den Beitritt der Stadtgemeinde in den zur wirt-ſchaftlichen und ſogialen Hebung des Amtsanwaltsſtandes neu

Verein der Amtsanwälte bei einem Jahres
eitrag von 50 Mk. beſchloſſen. Die Verſammlung trat dieſem

Beſchluſſe bei. Kenntnis genommen wurde von dem Verwaltun
bericht der für das Jahr 1917. Danach hatte dieKaſſe einen Gel ſatz von 24 993 075,00 Mk. Die Sparein

Frachten, beſonders Brettern, dann ein paar Abteile für
den Perſonenverkehr und den Beſchluß machten wieder
Güterwagen. Mochte der Himmel piſſen, wer das viele
Zeug in Pollnow und Umgegend gebrauchen konnte.

Aus dem einzigen Abteil zweiter Klaſſe ſah ein Herr
von ungefähr vierzig Jahren. Er winkte mit der Hand,
über ſein dickes Geſicht lief ein vergnügtes Schmunzeln.
Benno von Mellenow wars, der Schwager des Freiherrn
von Breitenfeld!

Dienſteifrig riß der Bahnhofsvorſtand und was er
ſonſt noch alles war, die Türe auf und Herr von Mellenow
entſtieg ſtöhnend dem Abteil. Er hatte auch gut zwei
Zentner an ſich zu ſchleppen.

„Tag auch, lieber Alerx!
ſtraf mich und ehe man in Eure Lauſeecke kommt, kann man
alle ſieben Todſünden begangen haben!“

Draſtiſche Redewendungen waren Benno Mellenows
Stärke. Er ſaß in Vorpommern auf gutem Boden und in
ſeinem Geldſchrank ſah es auch ganz hübſch aus Ein
lieber Kerl wars, ein wenig pomadig, dem kein Menſch auf
die Dauer böſe ſein konnte, wenn er wirklich einmal mit
ſeiner loſen Zunge Unheil angerichtet hatte.

Aler Breitfeldt drückte ihm kräftig die Hand. Der
Bohnhofsvorſteher zerrte ſchon höchſt eigenhändig den
ziemlich umfangreichen Koffer vom Güterwagen nach dem
hinter dem Häuschen haltenden gelben Jagdwagen.

Mellenow blieb ſtehen, während ſich der Zug langſam
wieder in Bewegung ſetzte. Weiter hatte ihn kein Menſch
verlaſſen. Da, wo der Güterwagen gehalten, ſtanden neben
den Schienen ein Dutzend leere große Milchkannen und ein
Fahrrad.

„Bei uns hat vorgeſtern die Ernte begonnen, Jungchen!
Du weißt, ich bin für dich immer zu haben, aber diesmal
machs beſonders kurz und möglichſt ſchmerzlos. Denn ſo
miſerabel wie dieſes Jahr Weizen und Roggen bei uns
ſtehen, hab ichs noch nicht erlebt und ich denke, mein Sohn
wirds auch nicht wieder erleben auf ſeinem ganzen Erden-
ſpaziergang, wenigſtens wollen wirs hoffen! Ja, und
da du dich nach deiner Schweſter und den Kindern noch nicht
erkundigt haſt: Alſo, ſie laſſen ſchönſtens grüßen und es

geht allen vieren ſo weit ganz gut

Eine verdammte Hitze, Gott

lagen 11 104 908,89 Mk. 8 764 661,/67 Mk. imVorjahre. Sparbücher waren 13 rod Stück im
12 941 im Vorjahre. Das Vermögen der Sparkaſſe hat auf
12 088 881,17 Wet. erhöht. Die Ueberſchüſſe belaufen ſich für 1917
auf 148 549 Mk., von denen 44 214,74 Mk. dem Sicherheitsfonds

16 834,79 Mk. dem Rücklagefonds zugeſchrieben wurderi,
daß 88 000 Mk. zur Verwendung für gemeinnütige Zwecke ve
ü bleiben. Die freiwillige Herrenkleiderabgube iſt im

iſe bisher recht dürftig ausgefallen. Es ſind nur 15 Anzüge
abgeliefert, während der Kreisausſchuß einer Lieferungs
pflicht von mehreren Hundert rechnet. Wenn ſich die freiwillige
Abgabe nicht noch ſehr verſtärkt, bleibt dem Kreiſe nichts anderes
übrig, als zu Beſtandsaufnahmen und falls notwendig, zu Ent
eignungen zu ſchreiten.

Aus dem Gerichtsſaal
Strafkammer in Halle

Der Kaufmann Frang K., in Firma K. N., war am
7. Februar d. Js. vom Schöffengerichte zu einer Geldſtrafe von
700 Mark verurteilt worden, wogegen er und die Amtsanwalt-
ſchaft Berufung eingelegt hatten. Die Anklage legt ihm zur
Laſt, im März 1917 für Nahrungsmittel Preiſe ge
fordert zu haben, die unter Berückſichtigung der geſamten
Verhältniſſe einen übermäßigen Gewinn ergeben
haben. Der Angeklagte hatte insgeſamt 600 Tonnen Kräuter-
heringe eingekauft und die Tonne mit 99,50 Mk. bezahlt. Da
von hatte er 86 Tonnen zu je 121 Mk. weiterverkauft, worin
die übermäßige Preisforderung erblickt wird. Das Gericht kam
auf Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen zu dem Ergeb-
nis, daß ein Verkaufspreis von 113,50 Mk. angemeſſen geweſen
wäre; dieſer Verkaufspreis war errechnet aus dem Einkaufs
preiſe des Angeklagten, ſeinen ſämtlichen Unkoſten und einem
angemeſſenen Betrage für ſeine geſchäftliche Tätigkeit. Bei
einem Verkaufspreiſe von 121 Mk. hat der Angeklagte alſo einen
übermäßigen Gewinn von 7,50 Mk. für jede Tonne erzielt, für
36 Tonnen alſo 270 Mk. Das Gericht erkannte dem Antrage
der Staatsanwaltſchaft entſprechend auf eine Geldſtrafe von
1000 Mk., hilfweiſe für je 10 Mk. einen Tag Gefängnis; auch
wurde auf Eingiehung des Mehrgewinnes von 270 Mk. erkannt

Schöffengericht in Halle
In der Nacht vom 27./28. März hatte der Poſtſchaffner B.

auf der Poſt Nachtdienſt zu verſehen; als der revidierende Poſt
divektor den Saal durchſchritt, in dem B. ſich befand, bemerkte
er, daß auf einem geöffneten Poſtbeutel ein Feldpoſtkar-
ton lag, von dem der Bindfaden an der einen Seite abgeſtreift
und die Klappe an dieſer Seite geöffnet war. Der Poſtdirektor
ſagte dem B. auf den Kopf zu, daß er die Sachen geöffnet habe
und durch ſein e r Kommen verhindert worden
ſei, den Karton auf ſeinen Jnhalt zu unterſuchen, was der nun
Anzeklagte in der erſten Beſtürzung auch eingeſtand. Der
Poſtdirektor begab ſich dann in Begleitung des B. in deſſen
Wohnung in der Annahme, dort vielleicht noch weitere unter
ſchlagene Poſtpäckchen zu finden. Als Br. nun ſeiner die Tür
öffnenden Frau den ungewöhnlichen Beſuch erklären wollte,
verplapperte er ſich mit den Worten: „Jch habe mich an eigrem
Poſtpaket vergriffen“, womit er die Tat eingeſtand. Jn der
Haupwerhandlung beſtritt der Angeklagte, ſich über die Sachen
hergemacht zu haben, in der Abſicht, ſie zu veruntreuen, der
Poſtbeutel ſei geöffnet geweſen und der Karton habe oben drauf
gelegen, er habe den Karton nur öffnen wollen, um zu ſehen,
ob der Jnhalt noch vorhanden ſei; die früheren Eingeſtändniſſe
erklärte er mit ſeiner damaligen Aufgereztheit. Das Gericht
verurteilte den Angeklagten, der ſich 19 Jahre lang im Poſt-
dienſt einwandfrei geführt hat, antragsgemäß zu einer Gefäng-
nisſtrafe von vier Monaten

Der Kaufmann H., Geſchäftsführer und Mitinhaber einer
Kohlenhandlung, hatte einen Strafbefehl über 50 Mark erhalten,
weil er Kohlen ohne Kohlenbezugsſchein gelie-
fert hatte; gegen den Strafbefehl hatte er Einſpruch erhoben.
Die Beweisaufnahme ergab, daß der Angeklagte von einer
hieſigen Kirche den Auftrag erhalten hatte, ihr 100 Zentner
Steinkohlen zu liefern; der Bezugsſchein ſollte nachgeliefert
werden. Der Angeklagte ließ auch 87 Zentner anfahren, hat den
Bezugsſchein aber nicht bekommen, da an Kirchen nur Koks

werden darf; von den bewilligten 50 Zentnern Koks
nnte die betreffende Kirche aber keinen Gebrauch machen,

weil ihre Heizungsanlage nicht für Koksfeuerung eingerichtet iſt.
Die Amtsanwaltſchaft führte aus, daß der Verkauf der Kohlen
ohne Kohlenbezugsſchein gegen die Verordnung der Ortskohlen-
ſtelle vom 4. Juli 1917 verſtoße und ſtrafbar ſei, da bei der
Kohlenknappheit auch der Kirche kein Vorzug gewährt werden
dürfe, ſie hielt aber eine Geldſtrafe von 30 Mark für eine aus
reichende Sühne. Das Gericht verurteilte den Angeklagten zu
einer Geldſtrafe von 30 Mark, indem es ausſprach, der Kohlen
bezugsſchein hätte bei der Beſtellung der Kohlen vorgelegt werden
mindeſtens hätte er aber vorhanden geweſen ſein müſſen.

Breitfeldt bekam einen roten Kopf.
„Wollt es eben tun! Grete hat die letzte Kindtauft

alſo gut überſtanden?“
„Jawohl! Uebrigens iſt das auch ſchon vier Wochen

her und hoffentlich wars die allerletzte. Drei Bälger iſt man
dem Vaterlande ſchuldig, das habe ich immer geſagt, aber
keines mehr! Möchte nicht Lügen geſtraft werden! Hm,
von dir erfährt man ja aber eigentlich nur etwas, wenn dir
die Funken auf dem Strohdach rumtanzen! Und ums kurz
zu machen: Für zwanzig Mille ſind Grete und ich gut, wenn
die Summe als Nachhypothek aufs Gut eingetragen wird
und ich bei einem eventuellen ſpäteren Verkaufe die Ver-
handlungen führen konn, ich hole ſie mir ſchon wieder.
Aber komm, bei der Gluthitze machts keinen Spaß, über
ſolche Dinge auf dem Schienenſtrang zu ſprechen!“

Alex Breitfeldt ſagte nichts. Er hatte gar nicht die Ab-
ſicht, ſeinen Schwager „anzuſchießen“; aber dieſen Glauben
konnte er ja zu Hauſe, bei 'ner Flaſche kühlem Moſel
rauben. Aus ganz anderen Grünen hatte er ihn hertele-
graphiert, obgleich ſeine pekuniären Verhältniſſe, nicht
eigentlich durch ſeine Schuld, durchaus keine glänzenden
waren. Der gute Benno hörte das Gras wachſen und
konnte den Mund halten; wen der in die Finger bekam, der
mußte ſich vorſehen, denn einen geriſſeneren Jungen gabs
in ganz Pommern nicht. Aber ihm hatte er ſchon ein paar-
mal ſo vernünftig unter die Arme gegriffen, daß er völlige
Vertrauen zum Schwager hatte.

Als die beiden um das Bahnhofshäuschen geſchritten
waren, brummte Mellenow:

„Schon wieder ein paar neue Pferde!“
Es waren Staatstierel! Hohe, oſtpreußiſche, feingefeſſelte Halbblutfüchſe. Und der Kutſcher hielt ſie gut r

der Hand; griff mit Daumen und Zeigefinger an der
Zylinderrand und ſtarrte geradeaus.

„Tag auch, Guſtav!“
„Guten Tag, Herr Rittmeiſter!“

p D. weit hatte es der dicke Mellenow in der Reſerveo
gebracht.

(Fortſetzung folgt.)
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Kus Halle und Umgebung
Halle, 28. Mai

Regierung und Wohnung
Die Für der preußiſchen Regierung für das Wohnurigsal wird durch den e ecien Erlaß e durch
welchen die unter verſchiedenen preußiſchen Miniſterien verteilten
Befugniſſe auf dem Gebiete des Wohnungsweſens dem Miniſter
präſidenten übertragen worden und ihm zur Bearbeiturig dieſer
Angelegenheiten als ſtändiger Vertreter ein Staatskommiſſar für
das Wohnungsweſen beigegeben wird. Bezweckt wird damit, ein
ſchnelles, kraftvolles und erfolgreiches Vorgehen gegen die Gefahr
einer Wohnungsnot zu ſichern. Bisher waren für die Wohnungs-
angelegenheiten nicht weniger als fünf Miniſterien, nämlich die
Miniſterien für öffentliche Arbeiten, des Jnnern, für Landwirt
ſchaft, für Handel und Gewerbe und der Finanzen, zuſtändig.
Es iſt klar, daß unter dieſer Zerſplitterung der Kräfte die allerlei
Neuerungen auf dem Gebiet des Wohnungsweſens nicht mit der
wünſchenswerten Schnelligkeit ins Werk geſetzt werden konnten.
Durch den Krieg iſt, worauf an dieſer Stelle oft genug hinge-
wieſen wurde, die Wohnungsfrage zu einer rennenden
Lebensfrage der Bevölkerung geworden, die Bau
tätigkeit iſt im Kriege faſt vollſtändig lahmgelegt worden, dennes fehlten zum Wohnungsbau owohl Materialien wie Arbeits

kräfte. Um ſo dringender wird nach dem Kriege das Wohnungs-
bedürfnis ſich geltend machen, wenn es vor allem gilt, für die
heimkehrenden Krieger angemeſſene und den ar An
forderungen entſprechende Wohnungsgelegenheiten zu beſchaffen.
Wenn nicht rechtzeitig vorgebeugt wird, werden wir unmittelbar
nach dem Kriege einer ſchlimmen Wohnungsnot in den größeren
Städten gegenüberſtehen. Erkannt iſt dieſe Gefahr rechtzeitig, in
allen beteiligten Kreiſen, auch innerhalb der Regierung und inden Parlamenten finden ſeit langem ernſte Erwägungen ſtatt, wie

dieſer Gefahr zu begegnen iſt, aber zu einer durchgreifenden prak-
tiſchen Hilfe hat es unter den Kriegsverhältniſſen noch nicht kom
men können. Nachdem eine weſentliche Grundlage für die Rege
lung des Wohnungsweſens durch das preußiſche Woh
nungsgeſetz geſchaffen wurde, iſt es mit Freude zu be
grüßen, daß in der Regierung eine Zentralſtelle geſchaffen iſt,
von der ein kraftvolles Vorgehen auf dieſem Gebiete zu erwarten
iſt. Ein reiches Arbeitsfeld harrt ihrer; von dem neuen Staats
kommiſſar ſollen bearbeitet werden: das Baupolizeiweſen
mit dem Städtebau, das Kleinwohnungsweſen,
die Baugenoſſenſchaften, die Kommunalaufſicht,
ſoweit ſie mit dem Wohnungsweſen zuſammenhängt, insbeſondere
alſo die Wohnungsaufſicht, die Mieteinigungs-
ämter, die ſozial- und bevölkerungs politiſchen
Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungsweſens, der
Wiederaufbau von Oſtpreußen, der ſtädtiſche Grund

die ſtädtiſchen Siedlungsgeſellſ ſchaften
uſw.

Zum Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen iſt, wie be
kannt, der Unterſtagtsſekretär im Miniſterium der öffentlichen
Arbeiten, Wirkl. Geh.-Rat Dr. Freiherr von Coels van der
Brügghen ernannt worden. von Coels, der L 1907
das Unterſtaatsſekretariat im Miniſterium der öffentlichen Ar
beiten inne hatte, hat in allen Fragen ſeines Reſſorts ein großes
Geſchick bewieſen, ihm iſt auch das Zuſtandekommen des Woh
nungsgeſetzes im Landtag weſentlich zu verdanken. Man kanndaher ſeiner Tätigkeit als Staatskommiſſar für das Wohnungs
weſen mit Vertrauen entgegenſehen.

Bekanntmachung der Reichéfuttermittelſtelle zur Ausführung
der S 4 Abſatz 2, 19 Abſatz 1 der Verordnung über Futter
mittel vom 10. Januar 1918 (RGBl. S. 23) in der Faſſung

der Verordnung vom r Dir 1918 (RGVBl. S. 146).
rtikel I.

Soweit in der Verordnung über Futtermittel die Reichs
futtermittelſtelle, Geſchäftsabteilung G. m. b. H. (Bezugsver
einigung der deutſchen Landwirte) genannt iſt, treten bei Aus
putz- und Schwimmgerſte an ihre Stelle die Landesfuttermittel
ſtellen, in deren Begirke die z und Schwimmgerſte anfällt.

rtikel II.
S 1. Wollen gewerbliche Betriebe, denen nach S 3 der Ver

ordnung über Futtermittel eine Anzgeigepflicht obliegt, im
eigenen Betriebe gewonnene Futtermittel zur Verfütterung an
ihre Spanntiere behalten, ſo haben ſie einen dahingehenden An
trag bei der Reichsfuttermittelſtelle Geſchäftsabteilung G. m. b.
H. (Bezug-Wwereinigung der deutſchen Landwirte) in Berlin
W. 85, Potsdamerſtraße 80, zu ſtellen. Der Antrag iſt mit der
zu Beginn eines jeden Kalendervierteljahres zu erſtattenden
Angzeige zu verbinden. Jn dem Antrage iſt anzugeben: 1. DieZahl der im eigenen Betriebe tatſächlich gebrauchten Spanntiere

(getrennt nach Pferden und ſonſtigen Spanntieren); 2. wieviel
von den im eigenen Betriebe gewonnenen Futtermitteln der An
tragſteller zur Verfütterung an die Spanntiere im laufenden
Kalenderierteljohr behalten möchte. Soweit die Futtermittel
nur zeitweiſe anfallen, iſt anzugeben, welche Mengen der An
tragſteller bis zu dem vorausſichtlich nächſten Anfall (alſo über
das Ende des Kalendervierteljahres hinaus behalten möchte.
Belaſſen werden nur die unbedingt erforderlichen Mengen.

S 2. Dem Antrage iſt eine amtliche Beſcheinigung des
Kommunalverbandes (Landrat, Magiſtrat kreisfreier Städte,
Bezirksamtmann, Amtshauptmann uſw.) beizufügen, 1. darüber,
daß die angegebenen Spanntiere tatſächlich vorhanden ſind und
in dem Betriebe zu Spannzwecken gebraucht werden 2. darüber,
daß die beantragten Futtermengen unter Berückſichtigung der
etwa ſonſt noch zur Verfügung ſtehenden Futtermittel zur Ver
fütterung an jene Spanntiere für den in dem Antrage ge
nannten Zeitraum unbedi erforderlich ſind.

8 3. Gewerbliche Getri dürfen nur ſoviel ſelbſtgewonnene
Futtermittel verfüttern, als ihnen die Reichsfuttermittelſtelle,
Geſchäftsabteilung G. m. b. H., auf ihren Antrag ausdrücklich
belaſſen hat.

g 4. Gewerbliche Betriebe, in denen verſchiedene Arten von
Futtermittelanfallen, haben a eben, welche Futtermittel ſie
behalten wollen. Soweit für die Belaſſung der Futtermittel in
S 5 Höchſtgrenzen fieſtgeſetzt ſind, wird auf Antrag uur ein
Bruchteil der für die verſchiedenen Futtermittel feſtzeſetzten
Höchſtmengen belaſſen (z. B. für ein Pfund auf den Tag höch-
ſtens 3 Pfund Trockentreber neben 8 Pfund Trub und Geläger).

S 5. Die Verfütterung von Malzkeimen iſt unterſagt. Der
geſamte Anfall an Malzkeimen iſt an die Reichsfuttermittelſtelle,
Geſchäftsabteilung G. m. b. H. (Bezugsvereinigung der deutſchen
Landwirte) abzuliefern. Die Reichsfuttermittelſtelle, Geſchäfts
abteilung G. m. b. H., beläßt auf den Tag:

an f. 1 Pferd: f. 1 r fen:Buchweizenkleie nicht mehr als 6 Pfd. 10 Pfd.
Buchweigzenſchalen 17 12Haferſchalen 10 14Biertrebern (trockenen) 6 9Biertrebern (naſſen) 25 40Getreidetrebern (trockenen) 6 9Trub und Geläger 6 9s 6. Ueber Anträge auf Belaſſung von Ausputz- und

Schwimmgerſte ſowie über Anträge auf Belaſſung von Abfällen
der Teigwarenfabriken entſcheiden die Landesfuttermittelſtellen
des Anfallortes.

Artikel TII.
Dieſe Bekanntmachung tritt am 21. Mai in Kraft. Am

gleichen Tage tritt die Bekanntmachung der Reichsfuttermittel-
ſtelle zur Ausführung der 4 Abſ. 2, 19 Abſ. 1 der Verordnung

n vom 6. Oktober 1916 (RGBI. S. 1108) außer
raft.

Berlin, den 15. Mai 10918.

E.

d r L h

futtermittelſtelle.
uidincex.

Reich
F

Anträge auf Erteilung der nach Artikel II S 2 erforderlichen
Beſcheinigungen ſind an den Magiſtrat, Futtermittelſtelle, Drey
hauptſtraße 4, Zimmer 25, ſchriftlich einzure en

Halle, den 21. Mai 10919. Magiſtrat.
Nußbäume

Der Herr Miniſter für LandwkrtſhHaft, tForſten hat eine Verfügung erlaſſen, daß nach Möglichkeit die
Vermehrung unſerer Walnuß-Pflangen nicht ins Stocken ge-
raten möchte, weil der Bedarf an Walnußholz für die Zukunft
außerordentlich groß werden wird. Darum ſei hierdurch darauf
hingewieſen, daß man möglichſt ſchon jetzt Plätze ausfindig
machen ſollte, auf denen Walnußbäume ein gutes Gedeihen
finden werden. Für die Anpflanzungen von Walnußbäumen
ſind von dem Herrn Miniſter Beihilfen aus Staatsmitteln in
Ausſicht geſtellt worden, um Nußbäume überall dort unterzu-
bringen, wo ſie günſtige Bedingungen für ihre Weiterentwick
lung erhalten. Deshalb geht an die Obſtbauvereine und an die
Pribatbeſitzer hierdurch die Anregung, Geſuche um Beihilfen zu
ſolchen Pflanzungen, die für den Herbſt in Ausſicht genommen
werden, möglichſt frühzeitig einzureichen, damit alle dieſe Ge
ſuche rechtzeitig Berückſichtigung finden können. Es werden
zum Herbſt ſicherlich auch ausgewachſene Walnußbäume zur
Verfügung geſtellt.

Damit aber der in den Baumſchulen vorhandene Vorrat
rechtzeitig bereit gehalten wird, iſt eine baldige Einreichung
ſolcher Geſuche erwünſcht, weil die Gefahr bveſteht, daß die Vor
räte in den Baumſchulen nicht ausveichend ſind, um alle dies
bezüglichen Geſuche befriedigen zu können.

Für die Gewinnung von Walnußholz kömmt neben der
Juglans regia, auch der ſchwarze Nußbaum. Juglans nigra, in
Frage, der für die Holzgewinnung einen außerordentlich hohen
Wert beſitzt. Man ſollte deshalb die Stellen, bei denen man auf
Ernten und Früchte keinen beſonderen Wert legt, ſondern die
nur zur Erzielung des Walnußholzes dienen ſollen, mit der
Juglans nigra bepflanzen. Auch ſie wird die vom Miniſterium
in Ausſicht geſtellte höchſt zuläſſige Zuwendung aus Staats
mitteln erhalten, wenn die Prüfung der Plätze ergibt, daß Aus
ſicht auf ein gutes Gedeihen vorhanden iſt.

Die Obſtbauabteilung der Landwirtſchaftskammer iſt be-
auftragt, größere Mengen auch 3-Ajähriger, pflanzbarer Nuß-
bäume, bei denen die Gewähr beſteht, daß ſie von guten Mutter
bäumen ſtammen, für die nächſte Pflanzzeit bereit zu halten,
damit ſie den Jnteveſſenten zu gegebener Zeit
werden können. Anträge auf die Lieferung ſolcher Bäume für
deren Anpflanzung vom Herrn Miniſter die Gewährung einer
Staatsbeihilfe in Ausſicht geſtellt worden iſt, ſind ſobald wie
möglich erwünſcht, da die vorhandenen Vorräte guter Nußbäume
nicht allzu groß ſein dürften.

Auch die Anträge auf Gewährung einer Staatsbeihilfe für
die Anpflanzung von Nußbäumen werden von der Landwirt
ſchaftskammer zur Prüfung und Weitergabe an den Herrn
Miniſter geſammelt, wo die Beſchaffung des Pflanzen materials
von den Jntereſſenten ſelbſt übernommen wird.

Domänen und

Jnvaliden- und Häünterbliebenenverſicherung. Nach den
vierte jährlichen Nachaveiſungen der Verſicherung?träger wurden
bis zum 31. Dezember 1917 überhaupt 4 199 672 Renten feſt
geſetzt. Davon entfallen auf die 31 Verſicherungsanſtalten
3 941 701, und zwar 2 521 063 Jnvalidenrenten, 321 588 Kran-
kenrenten, 695 128 Altersrenten, 55 228 Witwen- und Witwer
renten, 3 240 Witwenkrankenrenten, 345 279 Waiſenrenten und
180 Zuſatzrenten, auf die 10 Sondevanſtalten 257 971 Renten.
Die außerordentliche Zunahme der Altersrenten ſeit 1916 i.
J. 1916 kamen auf Altersrenten 96 705, i. J. 1917 72 705 gegen
11 715 i. J. 1915 iſt auf die Herabſetzung der Altersgrenze
auf das 65. Lebensjahr zurückzuführen. Nach den vierteljähr-
lichen Nachweiſungen liefen am 31. Dezember 1917 bei den
31 Verſicherungsanſtalten 935 331 Jnvalidenenrenten, 71 054
Krankenrenten, 206 056 Altersrenten, 47 850 Witwen (Witwer-)
Renten, 1947 Witwenkrankenrenten, 319 943 Waiſenrenten und
128 Zuſatzrenten, im ganzen alſo 1 582 318 Renten, bei den
10 Sonderanſtalten insgeſamt 124 043 Renten. Die Entſchädi
gungsleiſtungen aus der Jnvaliden- und Hinterbliebenenver-
ſicherung waren im Jahre 1916 auf 293 944 8388 M. geſtiegen,
gegen 262,9 Millionen i. J. 1915 und 218,8 Millionen i. J. 1913.
Jnsgeſamt ſind bis Ende 1916 an Entſchädigungen 3 476 656 435
Mark gezahlt worden. Die Einnahme an Beiträgen dürfte
im Jahre 1917 infolge der Erhöhung des Beitvags in den fünf
Lohnklaſſen um je 2 Pf. (durch das Geſetz vom 12. Juni 1916)
trotz des Krieges wieder etwas zugenommen haben. Jm Jahre
1916 wurden aus Beitvägen 222,4 Millionen gegen 290 Millio-
nen i. J. 1913 vereinnahmt. Den Hauptteil dieſer Einnahmen
bildet der Erlös aus dem Verkauſe von Beitragsmarken ein-
ſchließlich Zuſatzmarken. Er betrug bei ben 31 Verſicherungs-
anſtalten nach den in den Amtlichen Nachrichten des Reichsver-
ſicherungsamts veröffentlichten Angaben 225 785 785 M. gegen
202 456 464 M. im Jahre 1916 und 203 558 040 M. i. Jahre 1915.

Zur Beſchäftigung von Lehrerinnen in vaterländiſcher
Hilfsarbeit und bei Kriegsfürſorgeeinrichtungen wird in dieſem
Sommerhalbjahr Veranlaſſung gegeben ſein, da der Unterrichts-
betrieb an manchen Schulen für die gewerbliche und hauswirt
ſchaftliche Ausbildung von Mädchen infolge Knappheit an den
erforderlichen Lernmitteln weitere Einſchränkungen erfahren
muß. Angeſichts dieſer Sachlage bringt eine Verfügung des
Handelsminiſter s den Runderlaß vom 18. Auguſt v. Js.
in Erinmerung, nach dem Lehwerinnen und Probekandidatinnen,
die im Schuldienſt keine Verwendung finden, nahezulegen iſt,
ſich in vaterländiſcher Hilfsarbeit oder im Dienſte von ſonſtigen
Kriegsfürſorgeeinrichtungen zu betätigen. Von den Schul
beitungen wird erwartet, daß ſie den Beteiligten zur Erlangung
eiwer ihrer Fähigkeit entſprechenden Beſchäftigung behilflich ſind.
Soweit es ſich dabei um vaterländiſche Hilfsarbeit handelt,
haben ſich die Schulleitungen nicht, wie dies bisher vielfach ge
ſchehen iſt, mit dem Kriegsamte ſelbſt, ſondern mit den zu
ſtändigen Kriegsamtſtellen (Referat: Frauen) bei
den ſtellvertretenden Generalkommandos in Verbindung zu
ſetzen. Die Regierungspräſidentem haben auch dahin zu wirken,
daß die Anſtellungsbehörden beſchließen, bei ſpäteren Ein
berufungen von Lehrkräften die nicht feſt angeſtellten Lehre-
rinnen, die infolge Einſchränkung des Unterrichtsbetviebs nicht
weiter im Schuldienſt beſchäftigt werden konnten und deshalb
zu einer Tätigkeit der in Rede ſtehenden Art übergingen, in
geeigneten Fällen vorzugsweiſe zu berückſichtigen.

Die Verluſtliſte der „Namenloſen“. Die Heeresverwal-
tung gibt eine neue Art von Verkuſtliſten heraus, deren erſte
Nummer ſoeben erſchienen iſt. Die Liſten find nur für die
Verbreitung an Uhrmacher beſtimmt und zwar füh-
ren ſie, ſyſtematiſch geordnet, alle Uhrmacherzeichen auf, die in
den bei den unbekannt verſtorbenen Heeresangehörigen gefun
denen Uhren entdeckt wurden. Bekanntlich pflegen die Uhr
macher in die von ihnen verkauften oder reparierten Taſchen-
uhren im Jnnern kleine Zeichen mit laufenden Nummern ein-
zukratzen, ſo daß ſie jederzeit feſtſtellen können, ob die be
treffende Uhr bei ihnen gekauft oder repariert wurde. Mit
Hilfe der dem Zeichen angefügten Nummern ſind die Uhrmacher
in der Lage, in ihren Büchern den Namen desjenigen feſtzu
ſtellen, dem ſie die Uhr verkauft oder repariert haben. Dieſen
Umſtand hat ſich die Zentralſtelle für Nachlaßſachen des Kriegs
miniſteriums zunutze gemacht und eine eigene Verluſtliſte mit
dieſen ſyſtematiſch geordneten Uhrmacherzeichen herausgegeben.
Gs iſt zu hoffen, daß dieſer Verſuch die Namen der unbekannt
verſtorbenen Heeresangehörigen zu ermitteln und deren Ver-wandten Gewißheit über das Shieſal der Vermißten zu geben,

van Erfolg fein wird.
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wieder entſprang. SEin gutes Honigjahr. Von fachmänniſcher Seite
mitgeteilt, daß in dieſem Jahre,
maßen g bleibt, ein reiches Honigjch
Die Völker ſind im letzten Winter im allge
durchgekommen. Die frühe Vegetation
hat ihnen in einer wichtigen Zeit reiche Nahrung
Durch die diesjährige günſtige Wechſelwirkung der Wärme

euchtigkeit auf die in Betracht kommenden Pflanzen
lütenbildung im allgemeinen außerordentlich reichlich
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hohen Zuckergehalt auf. Auch die
Bienen iſt in dieſem Jahre vecht
ſchön und gut, wenn nur nicht der Schleichhandel wäre.

Sparſamkeit im Gebrauch von Trauerkleidung, G

hl der Sammeltage

Hilfsausſchüſſe im Fürſtentum Lippe erlaſſen.

Trauerkleidung während des Krieges abſieht,
den Männern üblich, durch Anbegung von Trauerflor
Trauer äußerlichen Ausdruck gibt.
in weiteſten Kreiſen unſeres

flor dieſen Zweck genau ſo wie ein ſchwarzes Kleid, denn
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Gegenwart zwingen unzs,
in Bezug auf Kleidung die alleräußerſte Beſchränkung
zuerlegen.
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L erl Der Ausſchbittet die ihm angeſchloſſenen Hilſsausſchüſſe, dahin zu wirke
daß die weibliche Bevölkerung aller Stände vom Trageny t

und nur wie

Dieſe Aufforderung verd
olbes beherzigt zu werden. d

Trauer iſt eine Angelegenheit des Herzer
di mit Aeußerlichkeiten nichts zu tun hat.
aber jemand den Schmerz über das Dahinſcheiden eines Am
wandten äußerlich zum Ausdruck bringen, ſo erfüllt ein Trau

Börſen- und Handelsteil
Produktenbericht

Berlin, 27. Mai. ieſi Produktenverkehr bleig. Du Perlen de Wedel d e e

rungen ſind andauernd befragt. Auch für Saathülſenfrüchte

hält die Kaufluſt an. Von Saatgetreide wird vereinzelt 1
etwas Saatgerſte angeboten. Wetter: kühl.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 27. Mai. Die Eröffnung der Börſe vollzog ſich

vorwiegend feſter Haltung. Beſonderes Jutereſſe gab ſich a
nur für Bergwerks- und Hüttenaktien zu erkennen, die r
etwas höher einſetzten und dann zum Teil,
Phönix matter lagen.
metall eine anſehnliche Aufbeſſerung.
Pulverfabriken, bei denen der 20progentige Dividendenabſch
zu berückſichtigen iſt, und ferver J. und Guilloume ſteh
ſich bemerkenswert beſſer. Jm übrigen zeigte der Verkehr

gaben etwas nach. Der Anlagemarkt blieb ſtill.

Bergwerksgeſellſchaft Hermann m. b. H., Steinkohlenbe

verfloſſenen Jahre im
förderung iſt wiederum geſtiegen, ebenſo die Herſtellung an

erhöht und bewegen ſich noch fortwährend in ſtark ſteigen
Richtung. Der Betriebsüberſchuß betrug 1 390 635 (654 100)
Nach Abzug der Unkoſten und Zinſen verbleibt ein Rohüberſch
von 888 686 (234 273) M., der gang zu Abſchreibungen die
(i. V. 881 691 M. Abſchreibungen). Der Verluſtvortrag aus
Vorjahre bleibt alſo mit 1 789 068 M. unverändert, gegen
einer r von 647 418 M. im Vorjahre. Die Belegſchaf
giffer betrug Ende des Jahres 2042 gegen 1716 Ende 1916.

Vermehrte Heunblieferungen an das Heer. Wie das La
wirtſchaftsminiſterium mitteilt, wird der für Zwecke der Krie
wirtſchaft aufzubringende Geſamtbedarf des Wirtſchaftsjahe
1918/19 an Heu den Landwirten bereits jetzt bekannt gegebe

jahren erheblich erhöht, da die früher in den beſeß
Gebieten des Oſtens verfügbaren Rauhfuttermengen für
Feldheer im kommenden Jahr nur in geringem Umfang nut
gemacht werden können. Bis zum 31. Auguſt 1918 ſind 7000
Tonnen aufzubringen, es verbleibt dann eine Reſtmenge

Lieferungsabſchnitts bekanntgegeben.
Gewerkſchaft Sachſen Weimar Kaliſalzbergwerk in ln

breizbach (Rhöngebirge). Der Grubenvorſtand hat beſchloſe
an die am 31. Mai 1918 im Gewerkenbuche eingetragenen
werken pro Kux 300 M. nominell Proz. Deutſe
Reichsanleihe am 10. Juni d. J. zur Verteilung
bringen.

SUÜÖvGOGHSToEonrum wer

Verantwortlich:
für den politiſchen Teil: Dr. Hans Sitmon; für Provinz, vörſe
und Handelsteil i. V.: Dr. Hans Simon; für Oertliches und
übrigen Teil: Adolf Meyer; für den Angzeigenteil: Hubert Wagre

ſämtlich in Halle Saale. tAlle Zuſchriften in Bezugs- und Anzeigenangelegenhe
ſind nur an die „Geſchäftsſtelle der Halleſchen Zeitung
richten, dagegen die Schriftleitung betreffende Zuſchriften u
an die „Schriftleitung der Halleſchen Zeitung“.

Bei unverlangten Einſendungen übernimmt die Schrift
Gewälr jüe Aufbewahrungkeineriei oder Rückſenduns

Rauhfutter eine weitere Einſchränkung erfahren, die indef
durch die reichlichen Zufuhren von Grünfutter wettgemacht wi
Jm Geſchäft mit Sämereien iſt es ruhig. Kleeſaaten zu Le

Zwiſchenfruchtſämereien, wie Serradella, Lupinen und Spör

wie namentl
Von Rüſtungswerten erfuhren Rhe

Auch Köln-Rottweil

leicht ſchwankenden Kurſen wenig Anregung. Schiffahrt hie

werke zu Bork, Kreis Lüdinghauſen. Der Betrieb verlief
allgemeinen vegelmäßig. Die Kohle

und Nebenergzeugniſſen. Die Selbſtkoſten haben ſich bedeute

Der Bedarf der Heeresverwaltung hat ſich gegenüber den Wo

1 650 000 Tonnen. Die Preiſe werden vor Beginn des erſt
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